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Das neue Integrationsgesetz will im Kanton Bern das
Zusammenleben von AusländerInnen und Schweizer -
Innen nach dem Grundsatz von «fördern und fordern»
regeln. Das Gesetz kommt im März in die zweite Le-
sung.

Die Fakten: Der Kanton Bern hat einen tiefen Migra-
tionsanteil (13.4%) und der Zuwachs ist gering (+1.7%
seit 1999). Wäre die Einbürgerungspraxis einfacher,
würde sich der Migrationsanteil halbieren. Die Mehr-
heit der MigrantInnen kommt aus dem benachbarten
Europa. Waren es früher vor allem MigrantInnen aus
Italien, Spanien und aus dem Balkan, die auf den Bau-
stellen, im Gastgewerbe und in Spitälern gearbeitet
haben, sind es heute insbesondere MigrantInnen aus
Deutschland, Portugal und Frankreich, die im Kanton
Bern in Uhrenfabriken, Altersheimen und in Versiche-
rungen tätig sind. 

Das vorliegende Integrationsgesetz sieht für neu
Zugewanderte ein dreistufiges Modell vor: 1. Will-
kommensgespräche im Rahmen der Anmeldung bei
der Einwohnerkontrolle. 2. Nach Bedarf Beratung

durch Ansprechstellen. 3. Zwingende Integrations-
vereinbarungen mit Sanktionsmöglichkeiten, die nur
für Menschen gelten, die nicht aus einem EU-Land
kommen. 

Ein Pilotprojekt in Ostermundigen hat gezeigt,
dass Sanktionsdrohungen nur beschränkte Wirkung
zeigen und sich die Verhältnismässigkeitsfrage stellt.
Gemäss Evaluation wären Anreize sinnvoller als Strafen.
Bereits das verschärfte Ausländergesetz kennt harte
Sanktionen. Das vorliegende Integrationsgesetz braucht
dringend Korrekturen: Die zwingenden Integrationsver-
einbarungen sind zu streichen. Hingegen soll die Verhin-
derung von Diskriminierung eine Aufgabe des Kantons
werden und zudem sollen Arbeitgeber den Besuch von
Sprachkursen fördern.

Natalie Imboden, GB-Grossrätin

stand

Der bürgerlich dominierte Grossrat hat Ende 2012 Spar-
massnahmen verabschiedet, die massive Verschlechte-
rungen im Sozial- und Bildungsbereich bringen – auch
in der Stadt Bern.

Die erdrückende bürgerliche Mehrheit im Kanton setzt
auf eine schädliche Steuersenkungspolitik und hun-
gert den Staat auf kantonaler und städtischer Ebene
aus. 
        Im Grossrat wird regelmässig über die Parteigren-
zen hinweg Regionalpolitik betrieben – ausser von den
bürgerlichen GrossrätInnen aus der Stadt, die sich lie-
ber gegen ihre Herkunftsregion richten. So mochte
sich z. B. die BDP-Grossrätin Vania Kohli nicht gegen
Abstriche beim Tramverkehr wehren. Den Staat am
liebsten abschaffen möchte wohl SVP-Grossrat Fuchs,
wenn er vorschlägt, das Kantonspersonal bis 2015 ra-
dikal um 5% zu reduzieren, was während dreier Jahre
über alle Direktionen Massenentlassungen zur Folge

hätte, die rund 2000 Personen beträfen. Auch FDP-
Grossrat Philippe Müller dreht an der Sparschraube
und will die Unternehmenssteuern im Kanton erneut
senken, obwohl Vergleiche zeigen, dass die Standort-
wahl der Firmen so nur wenig beeinflussbar ist.
        Das kantonale Sparpaket von 100 Mio für das Jahr
2013 enthält massive Verschlechterungen in der Bil-
dung, im Sozial-, Alters- und Behindertenbereich, der
Kinderbetreuung und Schulsozialarbeit, in den Quar-
tierzentren und beim öffentlichen Verkehr. Viele die-
ser Massnahmen haben direkte Auswirkungen auf die
Stadt Bern. So dürften der Verzicht auf den Ausbau
der familienergänzenden Kinderbetreuung, die Strei-
chung von Beiträgen an die Schulsozialarbeit sowie
von Betriebsbeiträgen an subventionierte Institutio-
nen im Sozialbereich und an Quartierzentren und noch
mehr die drastischen Kürzungen im Bereich Alter/
Langzeitpflege, Behinderte/Psychiatrie die Stadt Bern
massiv treffen. Für die Stadt ist mit Sparübungen von
bis zu 20 Mio zu rechnen. 
        Mit seinen Partnern wird das GB alles versuchen,
damit die städtischen Leistungen im Sozialbereich auf
würdigem und gerechtem Niveau bleiben. 

Esther Oester, GB-Stadträtin

Steuersenkungen: Stadt Bern
im Würgegriff des Kantons 

Integration geht alle an – 
auch die Arbeitgeber 

stand

RotGrünMitte ist es in den letzten 20 Jahren gelun-
gen, die Stadt Bern aus der Depression zu holen: Die
Schulden sind abgebaut und die Stadt wächst stetig.
Die Kantonspolitik, die Rollen als Hauptstadt und als
Zentrumsregion stellen Bern jedoch vor weitere Her-
ausforderungen.

1992 einigten sich SP, GB, EVP, Junges Bern/Freie Liste
(heute GFL), weitere kleine Parteien und der städt -
ische Gewerkschaftsbund auf eine gemeinsame Wahl-
plattform. Das neue Bündnis schaffte die Wende: Ab
1993 hatte RotGrünMitte (RGM) in Gemeinde- und
Stadtrat eine knappe Mehrheit. 

Obwohl heute nicht mehr alle Parteien Teil des
Bündnisses sind, konnte RGM die Mehrheit in den
letzten 20 Jahren halten und ausbauen. Im November
2012  hat das Bündnis mit 59 Prozent der Wählerstim-
men sein bestes Resultat seit 1992 erzielt. Trotz Wahl-
siegen zeigt das Bündnis gewisse Auflösungserschei -

nungen. Die Parteienkonferenz tagt nicht mehr.
Damit fehlen verbindliche strategische Vorgaben, und
auch die unabhängige Beratergruppe ist verschwun-
den. Bei der Direktionszuteilung im Gemeinderat zu
Beginn der neuen Legislatur hat sich die SP weit aus
dem Fenster gelehnt. Umso stärker muss sie jetzt auf
die Karte der Integration setzen. Auch die GFL, die bei
den Stadtwahlen verlor, darf sich nicht weiter von
RGM wegbewegen, sonst erhält sie von ihrer Wähler-
schaft bei den kantonalen Wahlen 2014 erneut die
Quittung, denn die GFL-Basis ist näher bei Rot-Grün
als etliche Exponenten der Partei. 

RGM muss sich jetzt strategische Grundlagen
schaffen und sich wieder eine Begleitgruppe zulegen,
die in Konfliktfällen vermittelt. Es ist die grosse Ver-
antwortung von RGM, die zentralen Herausforderun-
gen anzupacken. 

Peter Sigerist, GB-Stadtrat von 1993 bis 2002

Das RGM-Bündnis muss näher
zusammenrücken

«Statt neuen Sanktionen und
willkürlichen Integrationsverein-
barungen braucht es den Willen
aller zum Zusammenleben. Inte-
gration passiert in Regelstruktu-
ren wie Schule, Arbeit, Sport und
Kultur. Kinder mit Migrations-
hintergrund lernen am besten
Deutsch, wenn sie eine KITA be-
suchen und in der Schule unter-
stützt werden. Jugendliche
brauchen unabhängig von ihrem
Pass Ausbildungsplätze.»
Natalie Imboden, GB-Grossrätin

«Die Stadt Bern ist ein Wirt-
schaftsmotor sowie ein Bildungs-
und Kulturstandort. Ohne die
Stadt kann der Kanton Bern
nicht prosperieren. Diese Bot-
schaft in aller Klarheit zu vermit-
teln und sich offensiv für die
Stärkung von Stadt und Region
Bern einzusetzen, dabei muss
RGM die Federführung überneh-
men. Das geht aber nur, wenn
RGM seine Kräfte bündelt.»
Stéphanie Penher, Fraktionsprä-
sidentin GB/JA!

Exzessives Sparen an den
falschen Orten führt in
eine Sackgasse!
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● Grosskundgebung gegen die Sparmassnahmen
Am 16. März um 13.30 Uhr findet auf dem Bundes-
platz eine Grosskundgebung gegen die Sparmass-
nahmen des Kantons Bern statt. Setzen Sie mit uns
ein Zeichen gegen den Abbauwahn! Weitere Informa-
tionen unter www.gbbern.ch 

aktions

Stadt
● Hochwasserschutz Aare Bern: Projektierungskredit
Wasserbauplan und Gebietsschutz Quartiere an der
Aare: JA

Kantonal
● Volksinitiative «Bern erneuerbar» und Gegenvor-
schlag des Grossen Rates: 2xJA; Stichfrage: Initiative

National
● Änderung des Raumplanungsgesetzes: JA
● Volksinitiative «gegen die Abzockerei»: JA
● Bundesbeschluss über die Familienpolitik: JA

Abstimmungen vom 3. März 



Im November 2010 hat die Berner Bevölkerung den
Gegenvorschlag zur Initiative «EnergieWendeBern»
mit 60,6 Prozent angenommen und damit die Rich-
tung für eine erneuerbare Energiezukunft der Stadt
Bern vorgegeben. Die vom Grünen Bündnis zusam-
men mit den RGM-Parteien eingereichte Initiative
verlangte, dass die Stadt Bern künftig ausschliess-
lich Strom aus erneuerbaren Energien produziert,
kauft und verkauft. Der angenommene Gegenvor-
schlag unterscheidet sich (wie nun auch auf kanto-
naler Ebene) einzig im Zeitpunkt der Umsetzung:
Die Initiative sah einen Zeithorizont bis ins Jahr
2031 vor, der Gegenvorschlag bis 2039. Die Stadt

Bern wird ab spätestens 2039 vollständig mit Strom
aus erneuerbaren Energien versorgt und erfüllt
somit bereits eines der Ziele von «Bern erneuerbar».
Energie Wasser Bern (ewb) darf ab diesem Zeitpunkt
auch nur noch mit Strom aus erneuerbaren Energien
handeln. 

Der städtische Leistungsauftrag verpflichtet ewb
zur aktiven Förderung von Produktion und Vertrieb er-
neuerbarer Energien sowie zur Unterstützung von
Projekten für die Steigerung der Energieeffizienz. 10
Prozent der an die Stadt Bern ausgeschütteten Ge-
winnabgabe von ewb fliessen in den Ökofonds. Daraus
werden einerseits standardisierte Förderprogramme
für Erdgasheizungen, Wärmepumpen, Solarstroman-
lagen, Sonnenkollektoren, energieeffiziente Beleuch-
tungen und Fahrzeuge finanziert. Andererseits
werden einzelne Projekte zur nachhaltigen Energie-
nutzung unterstützt. 2010 wurde die Stadt Bern für
die fortschrittliche Energiepolitik mit dem Label
Energiestadt Gold belohnt. 

Für die Energiewende im Kanton Bern
Die vorbildliche Energiepolitik der Stadt Bern ist das
Ergebnis weitsichtiger Entscheidungen der Bernerin-
nen und Berner. Das braucht es nun auch auf Kan-
tonsebene. Im Gegensatz zur städtischen Initiative
«EnergieWendeBern» beschränkt sich die Initiative
«Bern erneuerbar» nicht auf die Stromversorgung,
sondern beinhaltet auch die Bereiche Heizung und
Warmwasser. Auch darum braucht es am 3. März un-
bedingt 2x ein Ja der StadtbernerInnen. Gleichzeitig
ist ein 2xJa mit Blick auf die nationale Energiede-
batte ein wichtiges Signal. Für Stadt und Kanton
Bern sind «Bern erneuerbar» und der Gegenvor-
schlag eine Riesenchance. Packen wir sie!

Franziska Grossenbacher, GB-Stadträtin, 
Leiterin AG Ökologie
Regula Tschanz, Geschäftsführerin Grüne Kanton
Bern, AG Ökologie

mittel

Bern erneuerbar: 2xJa am 3. März!
Facts
Vorzeigeprojekte in der Stadt
Bern
● Siedlung Stöckacker Süd:
Im Stöckacker-Quartier in Büm-
pliz an der Bethlehemstrasse ent-
stehen insgesamt 146 neue
städtische Wohnungen. Die Wär-
meversorgung wird aus Erd-
wärme (rund 40 Erdsonden) und
Solarthermie gewonnen. Bei Spit-
zenlasten kommt Biogas zum  
Einsatz. Mit dem Mix aus Erd-
wärme, Solarthermie und Biogas
werden sowohl die Kriterien nach
MINERGIE-P-ECO wie auch die der
2000-Watt-Gesellschaft erfüllt.
Baubeginn ist im Jahr 2013.
● Energiezentrale Forsthaus:
Die neue Energiezentrale ist ein
wichtiger Pfeiler des stadtberni-
schen Atomausstiegs. Aus Keh-
richt, Holz und Erdgas wird
Strom, Dampf und Fernwärme
produziert. ewb erzeugt am
neuen Standort der Kehrichtver-
brennungsanlage ab 2013 360
GWh Strom, womit rund ein Drit-
tel des städtischen Stromver-
brauchs abgedeckt werden kann.
● Solarstromanlagen in Bern:
ewb betreibt und beteiligt sich in
der Stadt und Region Bern und in
Thun an Solaranlagen, welche
jährlich eine Strommenge von ca.
1‘704 MWh produzieren. Hier
nicht berücksichtigt sind die An-
lagen von ewb in Spanien und in
Italien.
● Effizienz, Information und
Sensibilisierung:
Mit Projekten wie dem Strom-
sparbonus, der Energieberatung
und dem Berner Energiepreis sen-
sibilisiert ewb für einen beispiel-
haften Umgang mit Energie.
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Am 3. März stimmt die Berner Stimmbevölkerung
über die kantonale Initiative «Bern erneuerbar» der
Grünen und einen Gegenvorschlag des Grossen Rates
ab. Ein doppeltes Ja bringt dem Kanton Bern eine
klima- und umweltgerechte Energieversorgung und
schafft nachhaltige Arbeitsplätze – eine grosse
Chance für den Kanton. Die Stadt Bern setzt teil-
weise bereits um, was «Bern erneuerbar» auf kanto-
naler Ebene fordert.

«Bern erneuerbar» und der Gegenvorschlag
Die Initiative «Bern erneuerbar» wurde im November
2009 als bisher wohl wichtigstes Projekt der Grünen
Kanton Bern mit 17‘931 gültigen Unterschriften einge-
reicht. Sie verfolgt das Ziel, die Energieversorgung des
Kantons Bern in einem mittleren Zeithorizont auf eine
erneuerbare Grundlage zu stellen. Strom soll ab 2035
und Energie für Heizung und Warmwasser ab 2050 voll-
ständig aus erneuerbaren Energiequellen stammen.
Damit dieser Grundsatz erreicht werden kann, sieht
die Initiative in den Übergangsbestimmungen Zwi-
schenziele vor.

Eine Mehrheit des Grossen Rates steht hinter der
Zielsetzung der Initiative, stellt der Initiative aber
einen Gegenvorschlag gegenüber. Dieser verfolgt
genau dasselbe Ziel: Eine zu 100% erneuerbare Energie-
versorgung. Allerdings ist die Übergangsbestimmung
des Gegenvorschlags offener als diejenige der Initia-
tive; die Vollversorgung mit erneuerbaren Energien
muss innert 30 Jahren nach der Annahme der Initiative
und ohne vorgegebene Zwischenziele erreicht werden.

Beide Varianten führen zu einer erneuerbaren
Energieversorgung im Kanton Bern. Wer Umsetzungs-
tempo und Etappenziele etwas genauer vorgeben will,
bevorzugt bei der Stichfrage die Initiative.

Klimapolitische und wirtschaftliche Chance
Auf Initiative der Grünen Kanton Bern hat sich für die
Abstimmung vom 3. März unter dem Namen «Erneu-
erbare Energie für Bern» ein einmalig breites Abstim-
mungskomitee formiert. Für ein 2xJa zur Initiative
«Bern erneuerbar» und zum Gegenvorschlag setzen
sich VertreterInnen aus allen Parteien und gesell-
schaftlichen Bereichen, UnternehmerInnen sowie
Umweltverbände, Mieter-, Hauseigentümer-, Land-
wirtschafts- und kirchliche Organisationen ein. Die
breite Abstützung erstaunt nicht: Erneuerbare Ener-
gien und Energieeffizienz schaffen lokale Wertschöp-
fung und sichere Arbeitsplätze und leisten einen
wichtigen Beitrag an die Reduktion des CO2-Ausstos-

ses. Gemäss einer neuen Studie der Schweizerischen
Energie-Stiftung können im Kanton Bern allein im Be-
reich der erneuerbaren Energien bis 2035 über 10‘700
Stellen geschaffen werden.

EnergieWendeBern – die energiepolitische Weichen-
stellung der Stadt Bern 
Städte gehören zu den grössten Energieverbrauchern
in der Schweiz. Gerade deshalb können sie einen ge-
wichtigen Beitrag an die Energiewende leisten. Dies
zeigt das Beispiel der Stadt Bern, die teilweise bereits
umsetzt, was die Initiative «Bern erneuerbar» auf
kantonaler Ebene verlangt.

● Die 2xJA-Kampagne braucht Unterstützung:
Karten verteilen, LeserInnenbriefe schreiben oder
dem Komitee beitreten. Infos: www.eebern.ch,
www.facebook.com/eebern, www.twitter.com/EE-
Bern2xJa oder beim GB-Sekretariat. 

aktions

Die Photovoltaikanlage auf
dem Dach des Tramdepots
von Bernmobil versorgt 65
Haushalte mit ökologischem
Strom.



bern

Seit Januar steht Franziska Teuscher als neue GB-Ge-
meinderätin der Direktion für Bildung, Soziales und
Sport (BSS) vor. Es sei eine ideale Direktion, um ihre
Wahlversprechen einzulösen: Politik für und zusammen
mit der Bevölkerung in der Stadt Bern zu gestalten.

«Die Volksschule bildet das Rückgrat unserer Bildungs-
politik. Sie dient der Persönlichkeitsentwicklung und
ermöglicht jedem Heranwachsenden, sein Leben selb-
ständig zu gestalten und sich kreativ weiterzuentwik-
keln. Mein Ziel ist, dass am Ende der obligatorischen

Schulzeit alle Jugendlichen in der Stadt Bern eine wei-
terführende Perspektive haben. Welches Bildungs -
niveau jemand erreichen kann, darf nicht von der
sozialen Herkunft abhängen. Auch ist mir wichtig,
dass Bildung nicht zu sehr «verakademisiert» wird. Die
Berufslehre muss gleich viel gelten wie die gymnasiale
Ausbildung und junge Leute sollen auch zu einer Be-
rufslehre motiviert werden. Ich werde darum intensiv
mit allen Beteiligten das Gespräch suchen, um genü-
gend Aus- und Weiterbildungsplätze für die Jugendli-
chen bereitzustellen. Besonders freue ich mich auf
die Zusammenarbeit mit unserem grünen Erzie-
hungsdirektor Bernhard Pulver. Gute Bildung ist aber
auch zentral, wenn wir das Armutsrisiko weiter redu-
zieren wollen. Der Sozialbericht des Kantons Bern
hat gezeigt: Armut ist leider auch bei uns verbreitet.
Alleinerziehende und 50-60-Jährige sind davon beson-
ders bedroht. Ich möchte versuchen, alle arbeitsrecht-
lichen Mittel auszuschöpfen, damit auch diese
Menschen eine Perspektive erhalten. Wichtig ist hier-
bei eine enge Vernetzung mit den umliegenden Ge-
meinden. Ich freue mich aber auch auf den dritten
Bereich der Direktion, den Sport. Sport ist sehr facet-
tenreich: Spitzensport und Breitensport, unterschied-
liche Sportarten mit verschiedenen Bedürfnissen
bezüglich Infrastruktur, Freizeitbeschäftigung und Ge-
sundheitsförderung. «Wir bewegen Bern» war einer
der Slogans in meiner Wahlkampagne. Als Sportdirek-
torin werde ich mein Bestes geben, um dieses Ziel zu
erreichen.»

Franziska Teuscher, GB-Gemeinderätin

Bildung für alle, Armuts-
reduktion und Sportförderung

sicht

Herzliche Gratulation Aline Trede! Du wechselst im
März nach vier Jahren von einer rot-grünen Stadt als
neue Nationalrätin in ein bürgerliches Parlament.
Was ist deine Bilanz als Stadträtin? 
● Ganz am Anfang habe ich mir gedacht, ich halte die-
ses «Gschnurr» nicht aus, ich will wieder auf die
Strasse und dort politisch aktiv sein. Alle gehen ans
Mikrofon und sagen etwas, das die anderen bereits
wissen und die Medien sind nach einer halben Stunde
gar nicht mehr anwesend. Aber der Mensch gewöhnt
sich ja an alles. Und manchmal war es dann auch rich-
tig spannend, zum Beispiel wenn strategisches Ge-
schick von Nöten war. Ich habe mich vor allem auf
Verkehrs- und Energiefragen konzentriert und in die-
sen Themen Vorstösse gemacht. In der GB-Fraktion
hab ich mich immer sehr wohl gefühlt, ich denke, wir
sind eine der wenigen Fraktionen, welche wirklich
Spass an ihren internen Sitzungen haben kann und
deren Mitglieder zusammen- und nicht gegeneinan-
der arbeiten.

Du warst bereits national aktiv (u.a. Initiantin der
Off roader-Initiative, engagiert für die Initiative für
den öffentlichen Verkehr). Was kannst du im Bundes-
haus besser erreichen als ausserhalb?
● Es ist kein Entweder-oder, ich kann im Bundeshaus
und ausserhalb aktiv sein und zu erreichen gibt es für
uns Grüne noch sehr viel. Im Bundeshaus bin ich je-
doch mitten im Geschehen und erhoffe mir schon,

dass ich mithelfen kann, die Schweiz in unsere Rich-
tung vorwärts zu bringen. Es werden kleine Schritte
sein, aber auch kleine Schritte führen weiter.

Die Initiative für eine Grüne Wirtschaft ist einge-
reicht. Wie gewinnen wir die Abstimmung?
● Wir müssen die Initiative verständlich erklären,
dann kann niemand dagegen sein. Das tönt einfach,
wird es aber nicht. Aber wir schaffen das. Die Idee ist
logisch: Was die Bevölkerung zum Beispiel beim Rezy-
klieren von Wertstoffen wie Glas im Alltag macht, soll
auch die Wirtschaft tun. Wir haben nur die eine Erde,
wenn wir mehr brauchen, reicht das irgendwann nicht
mehr. Der Erde ist das egal, aber uns Menschen?

Der innerkantonale Finanzausgleich ist in Frage ge-
stellt und der Kanton Bern steht schweizweit in der
Kritik. Lobbierst du auch speziell für Bern?
● Ja klar. Ich denke aber, dass sich der Kanton Bern
über seine Struktur Gedanken machen muss. Das
Gefälle Stadt – Land ist enorm und dies nicht nur im
finanziellen Bereich. Auch bei inhaltlichen Anliegen
sollte das Land neben den lokalen Befindlichkeiten
auch grössere Räume und Zusammenhänge berück-
sichtigen. 

Du gehörst zu den jüngsten NationalrätInnen und
bist die jüngste Mutter. Ein politisches Programm?
● Nein. Ein Kind zu bekommen war für mich keine
poli tische Aktion – so weit kommt’s noch! Aber es
sensibilisiert für Themen wie Mutterschaftsurlaub,
Rechte der Kinder, Rechte für Mann und Frau im Fa-
milienkonstrukt, Eherecht, Namensrecht etc. In dem
Sinne werde ich mich sicher dafür stark machen, dass
sich in diesen Bereichen eine progressive, auf Gleich-
stellung ausgerichtete Politik durchsetzt.

Was sind deine drei Wünsche für 2013?
● 1. Eine wirkliche Energiewende mit einem verbind-
lichen Abschaltdatum für alle AKW in der Schweiz. 
2. Ein echtes Veloland Schweiz. 3. Eine neue Brille.

In Bern hast du in der Stadtrats-Band «Fraktions-
zwang» Musik gemacht. Planst du eine Bundeshaus-
Band?
● Nein, die gibt es neuerdings bereits – und wenn
schon, dann bleibe ich meiner Band treu.

Interview: Natalie Imboden

Junge grüne Power im 
Bundeshaus

Die Umweltwissenschaft-
lerin (29) war von 2008–
2012 Vize-Präsidentin der
Grünen Schweiz und ar-
beitete als Kampagnen-
leiterin beim VCS. Ende
November erreichte sie
ein Glanzresultat bei den
Berner Stadtratswahlen.
Aline Trede ist Präsiden-
tin des Dachverbandes
für offene Arbeit mit Kin-
dern und trainiert Kinder
in Leichtathletik. 
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Franziska Teuscher ist seit
Anfang 2013 Vorsteherin
der grössten Gemeinde-
ratsdirektion.

von links nach rechts:
Leena Schmitter, 
Stéphanie Penher,
Cristina Anliker-Mansour,
Mess Barry,
Sabine Baumgartner,
Christine Michel, 
Judith Gasser, 
Franziska Grossenbacher,
Esther Oester.

Die vergrösserte
Stadtrats-
delegation des 
Grünen Bündnis
2013-2016. 

Herzliche 
Gratulation!
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Veranstaltungen Arbeitsgruppen

Die Schweiz zwischen Al-
penidyll und Fortschritt
Peter von Matt erhält viel Lob: Für seine Essaysamm-
lung «Das Kalb vor der Gotthardpost» wurde ihm 2012
der Schweizer Buchpreis verliehen und die Sonntags-
zeitung schrieb ihm im Dezember die Fähigkeit zu, das
intellektuelle Ansehen der Schweiz mit scharfsinnigen
Gesellschaftsanalysen zu verbessern. Letzteres hätte
ein Land, das sich gegen aussen vor allem mit der Ver-
teidigung von Anachronismen wie der Wehrpflicht in
Szene setzt, bitter nötig. In seinem Essay «Die
Schweiz zwischen Ursprung und Fortschritt – zur See-
lengeschichte einer Nation» behandelt von Matt mit
Hilfe einer Bildanalyse das Selbstverständnis der
Schweiz in der Vergangenheit und der Gegenwart. Das

analysierte Bild des Schweizer Malers Rudolf Koller
zeigt ein Kalb, das panisch vor einer Postkutsche flieht
und von dieser zermalmt zu werden droht. 

Das kleine Kalb ist eine Metapher für den Werte-
wandel - zwischen Ursprung und Fortschritt, hin- und
hergerissen zwischen Alpenidyll und  überrollender
Globalisierung. 

Auf knapp hundert Seiten gelingt es von Matt, die
Zerrissenheit der Schweizer Mentalität aufzuzeigen.
Was er allerdings vernachlässigt, ist der Blick nach
vorn. Das intellektuelle Ansehen der Schweiz könnte
vor allem auch dann verbessert werden, wenn Visio-
nen entworfen würden, wie sich das Schweizer Selbst-
verständnis weg vom isolationistischen, rückwärts-
gewandten Alpenimage hin zu einem entwicklungs-
und modernitätskonformeren Bewusstsein wandeln
könnte.
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Julia Richter, 
GB-Geschäftsführerin

● Mittwoch, 13. Februar, 18.00 - 19.30 Uhr, Oberfeld-
Ostermundigen
Erneuerbare Zukunft im Oberfeld Ostermundigen
Auf dem Baufeld Oberfeld baut eine Wohnbauge-
nossenschaft eine energetisch vorbildliche autofreie
Siedlung. Die Siedlung ist insbesondere in Hinblick
auf die Abstimmung «Bern erneuerbar» interessant.
Baustellenführung und Informationen zum Projekt u.a.
mit Tilman Rösler und Christian Zeyer. Ab 19.30 Uhr:
Getränke und Diskussion an der erneuerBAR. Infos
unter www.gbbern.ch

● Dienstag, 05. März, 19.30 Uhr, ONO, Kramgasse 6,
3011 Bern 
Geschlechterquote – ein Sofagespräch
Ein Gespräch über die Geschlechterquote, die in der
Schweiz seit einigen Monaten wieder rege diskutiert
wird. Mit dabei sind unter anderen Regula Rytz,
Monique Ryser und Yves-André Jeandupeux. Infos
unter www.gbbern.ch

● Donnerstag, 21. März – Donnerstag, 28. März
Aktionswoche gegen Rassissmus
An der  Aktionswoche zum Internationalen Tag gegen
Rassismus wird die AG Migration am Sa, 23. März mit
einem eigenen Projekt teilnehmen: Ein Quiz für
PassantInnen zum Thema Rassismus soll Denkan-
stösse liefern, wie sinnvolle Aufklärung und Informa-
tionsvermittlung betrieben werden können und
Wege aufzeigen, sich gegen Rassismus zu wehren.
Infos unter www.gbbern.ch

Sekretariat
Grünes Bündnis Stadt Bern
Neubrückstrasse 17, 3012 Bern,
Postfach 6411, 3001 Bern, Tel. 031 301 82 09,
info@gbbern, www.gbbern.ch 
Grünes Bündnis Stadt Bern auf Facebook: 
http://www.facebook.com/GruenesBuendnisBern
PC-Konto: 30-37923-6. Merci!

● Frauenpolitik
21. Februar, Kontakt: regula_buehlmann@bluewin.ch   

● Ökologie 
Kontakt: fragroba@gmx.ch 

● Internationales und Migration 
Kontakt: jill@immerda.ch  

● Wirtschaft 
Kontakt: thomas.bauer@hotmail.ch 

● Bildung 
25. März, Kontakt: cor.schaerer@bluewin.ch  

● Leitender Ausschuss 
20. Februar, Kontakt: info@gbbern.ch 

Interna
● Am Montag, 25. Februar, findet der nächste 
GB-Stammtisch statt (ab 20.00 Uhr im Restaurant 
O bolles, Bollwerk 35, 3011 Bern).
Infos unter www.gbbern.ch


